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der öffentlichen Sitzung des Ortsbeirates des Ortsbezirkes 
Wiesbaden-Naurod am 8. September 2020

Zusammenarbeit mit städtischen Verwaltungseinheiten

Gemeinsamer Antrag der CDU-Fraktion und SPD Fraktion

Der Magistrat wird gebeten:

1. Gemeinsam mit dem Ortsbeirat ein Konzept zu entwickeln, mit dem die 
Zusammenarbeit des Beirats mit den Dienststellen und Einrichtungen der 
Stadtverwaltung (auch der Ortsverwaltung) nachhaltig verbessert wird. 
                                                                                                            

2. In Zusammenhang mit den derzeit eingeschränkten Zuständigkeiten und 
Öffnungszeiten der Ortsverwaltung (insbesondere im Bereich des Meldewesens) so 
bald wie möglich wieder zu „normalen Verhältnissen“ zurück zu kehren und auch die 
Bearbeitung und Ausgabe von Pässen und Personalausweisen vor Ort wieder in volle 
Umfang sicherzustellen. 

3. Die Zuständigkeiten des Ortsbeirats und der Ortsverwaltung im Sinne einer 
bürgernahen Verwaltung möglichst auszuweiten und dem Ortsbeirat mitzuteilen, ob 
und welche organisatorischen und personellen Veränderungen im Bereich der 
Ortsverwaltung vorgesehen sind und wie deren dauerhafte Erhaltung sichergestellt 
werden kann. 

Begründung:

Der Ortsbeirat ist besorgt über die derzeitige und aus seiner Sicht negative Entwicklung der 
Zusammenarbeit zwischen dem Gremium und den verschiedenen städtischen 
Verwaltungseinheiten. Die notwendige intensive und vertrauensvolle Zusammenarbeit im 
Interesse der zu vertretenden Bürgerinnen und Bürgern und der örtlichen Institutionen ist 
nach der Auffassung des Ortsbeirats nur im gegenseitigen Verständnis und der Bereitschaft 
zu konstruktiven Lösungen zu erreichen, die aktuell nicht im notwendigen Maß festgestellt 
werden können.
Der Ortsbeirat hat dabei Verständnis für die gegenwärtigen Beschränkungen, die aber nur 
zeitweise erfolgen und so bald wie möglich wieder aufgehoben werden sollten.

Die Einschränkungen des Serviceangebots insbesondere im Bereich des Meldewesens 
können längerfristig nach Auffassung des Ortsbeirates nicht akzeptiert werden. Das 
Passwesen gehört zu den Kernaufgaben einer bürgernahen Verwaltung vor Ort. Allein mit 
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der Beantragung vor Ort ist dies nicht erfüllt, wenn die Bürger zur späteren Abholung in die 
Innenstadt verwiesen werden. Gerade für ältere Mitbürgers stellt dies eine unzumutbare 
zusätzliche Belastung dar. 

Durch die bereits -ohne eine diesbezügliche Information des Ortsbeirats- im Bereich der 
östlichen Vororte vorgenommenen weiteren Organisationsveränderungen entsteht die 
Befürchtung, dass zukünftig weitere Reduzierungen bei den Aufgabenzuweisungen, der 
personellen Ausstattung und der Öffnungszeiten vorgesehen sein könnten oder vielleicht 
sogar Schließungen von Ortsverwaltungen bevorstehen.
Auf die vertraglichen Verpflichtungen der Landeshauptstadt Wiesbaden dem Ortsbeirat 
gegenüber darf noch einmal ganz besonders hingewiesen werden.

In diesem Zusammenhang weisen wir auch auf den Eingliederungsvertrag zwischen der 
Landeshauptstadt Wiesbaden und der selbstständigen Gemeinde Naurod vom Dezember 
1973 hin, in dessen „Katalog der dem Leiter der Ortsverwaltung übertragenen Aufgaben“ die 
„Entgegennahme von Anträgen für Bundespersonalausweise, Reisepässe etc. und die 
Aushändigung der jeweiligen Dokumente“ konkret und eindeutig geregelt ist. 

Zudem ist in § 7 des Vertrags eindeutig bestimmt, dass „Änderungen des Aufgabenbereichs 
der Ortsverwaltung nur mit Zustimmung des Ortsbeirats möglich sind. 

Beschluss Nr. 0039 

Antragsgemäß beschlossen

Verteiler:

Dezernat I z.w.V.

1015 z.d.A.

Nickel
Ortsvorsteher
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